ien, Donuerskag den 5. October 1871. 
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Bränunteralionäpreis: Für Wien mit Zuſendnng in das Hong und für die öſterz, Kronlänber ſommt Poſtzuſendung führlich 4 fl, halbjährig 2 fl. 
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Die Herren Pränumeranten werden 
erſucht, den Präuumerationsbetrag für das 
vierte Quartal rechtzeitig an die Adminiſtra⸗ 
tion, Grünangergaſſe Nr. 1, einzuſenden. 
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Beitrag zur Geſchichte der Propinationsablöfung in Galizien. 
Von Dr Roman Jakubowöft in Krakau. 

Zur Frage, welche Perfonen In. Sinne der Gemeinbe-Wabtorbnung als ſolche ange- 
ſehen werden konnen, die einen ſelbſtſtaͤndigen Erwerb uicht haben. 

Aenderung von Vor (Geburts-) Namen iſt unzuläfiig. 

Die Fabrlkzunternehmung ift rückſichtſich der in den öffenllichen Krankenhäusern er: 
laufenden Verpflegskoſten flir Fabriköarbelter zu Feiner größeren Zahlungslelſtung 
verpflichtet, ale der gewöhnliche Dienftgeber 

Zur Bereindbewegung in Oeſterreſch. 

Notiz. 

Merurb nungen. 

Perjonalien. 

Erledigungen, 


Beitrag zur Geſchichte der Propinationsahlöfung in 
Galizien. 


Bon Or. Roman Jaknbowski in Krakau. 


Ueber die Bannrechte (d. k. jene abenteuerlichen einer Perſon, 
gewöhnlich dem Grundherrn, zuſtehenden Rechte, von Andern zu fordern, 
gewiſſe Gegenſtäude des Bedürfniſſes oder Genuſſes ſich ausſchließlich 
von ihr zubereiten, herbeiſchaffen und verkaufen zu laſſen) oder eigentlich 
noch die letzten Ueberreſte derſelben, die gleich einer Rulne in uuſer 
ölonomiſch jo fortgeſchrittenes Zeitalter hineinragen, iſt das Los ent⸗ 
ſcheidend gefallen. Sie find eine Laſt für den Gonfumenten, eine 
Anomalie, die in einer Zeit, wo die Gewerbefreheit größtentheils 
verwirklicht und der Ruf nach Handelsfreihelt ſo mächtig tft, je eher 
aufhören muß. Dies It gegenwärtig ein wirthſchaftliches Artom, das 
nach All dem, was daröber in Schrift und Wort bereits gejagt worden, 
nochmals begründen zu wollen, wahrlich Wortverſchwendung wäre. 
Denn nur allzu einleuchtend und allgemein anerkannt iſt ſowohl die 
gemeinſchädliche, die Gewerbe und den Handel niederdrückende Wirkung 
ſolcher Vorrechte als auch die Rechtsverlezzung, welche durch fie einerſelts 
denjenigen, die ſich von dem Betriebe eines ihren Neigungen, Fähig⸗ 
keiten und Umſtänden eutſprechenden Gewerbes durch die Bannberech⸗ 
tigten ausgeſchloſſen jehen und andererſeits den baunpflichtigen Gone 
ſumenten zugefügt wird, die da alle monopoliſttſche Verthenerung neben 
der meiſt recht ſchlechten Bedienung ſich müſſen gefallen laſſen und 
nebenbei erſt noch nrannigfache andere Beſchwerniß und Benachtheiligung 
zu erfragen haben, — als daß die geſetzgebenden Gewalten mit der 


gänzlichen Aufhebung noch länger zögern dürften. In richtiger Wür⸗ 
digung dieſer Sachlage bemerken wir denn auch ſeit dem Eude des 
vorigen Jahrhunderts einen dieſer Iuſtitution feindlichen Zug in den 
Geſetzgebungen der Gulturftanten. 

Am längſten erhielten ſich die Banurechte in Oeſterreich. Denn 
erſt mit dem denkwürdigen Patente vom 7. September 1848, das 
den Ausgangspunkt der Entlaſtung des Grund und Bodens von den 
in der grundherrlichen Gewalt wurzelnden Laſten bildet, wurde bie 
Aufhebung der Bannxechte ausgeſprochen und inöbeſondere im 11. Abſ. 
jene des Bier- und Branutweinzwanges. Dieſe gejepliche Beſtimmung 
wurde vielfach auf das ſogenannte Propivattonsvecht, wie ſolches zu 
Gunſten der Eigenthümer von ehemaligen Dominkealgütern und der 
Städte in Galizien und der Bukowing in dem Rechte, Branntwein, 
Bier und Meth in einem gewiſſen Umkreiſe ausſchließlich zu erzeugen 
und auszuſchäönken, beſteht, und iu Böhmen, Mähren und Schiefer 
in dem Rechte des ausſchließlichen Ausſchaukes von Bier und Brannt⸗ 
wein bis vor Kurzem beſtand, bezogen und ſogar von deu politiſchen 
Behörden dahin interprelirt, big der Erlaß des Miniſteriume des Innern 
vom 10. Juni 1849, J. 3865 zur Begegnung dieſer irrigen Ans 
ſchauung ecklärte, daß das Propinationsrecht vorlaufig ols aufrecht 
beſtehend anzuſehen fei. Ju dem § 1 der Minlſterial⸗Verordnung vom 
30. October 1850, Nr. 435 R. G. Bl., mittelft welcher die für die 
anderen Krouländer in dem Patente vom 23. September 1850, 
Nr. 374 R. G. Bl. feſtgeſtellten Grundſätze zur Capitalgeukſchadigung 
der durch die Grundentlaſtung aufgehobenen oder für ablösbar erklärten 
Grundlaſten unter Abänderung des Patentes vom 15. Auguſt 1849, 
Nr. 361 R. G. Bl. auf Galtzien ausgedehnt wurden, findet fich zum 
erſten Male die Hinweiſung auf die im verfaſſungsmäßzigen Wege 
vorbehaltene Indemniſation der Propingtionsgerechtſame. In der Folge 
hat bie galtziſche Stakthalterei über Aufforderung des Miniſterlumg 
in diefer Angelegenheit wiederholt Anträge erſtattet, die jedoch — 
ſchaßbarez Material verblieben. 

oft in der couftitutionellen Aera, ols in Oeſterreich zur Beseitigung 
der letzten noch beſtehenden Reſte des Feudalismus, wie des Lehenrechtes, 
geſchritten wurde, gelangte auch dieſe Frage in raſcheren Fluß und 
auerkannte mau die Aufhebung der Propinationsgerechtſame als ein 
Gebot de ökouomiſchen Fortſchrittes, zumal die mittlerweile total 
veränderten gewerblichen Verhälkniſſe und die Rückſicht auf die Hebung 
der Landeseultur zur raſchen Löſung drängten. Denn nm nur in 
wenigen Worten den Zuſammenhang der Propination mit der wirth⸗ 
ſchafklichen Hebung des Landes anzudeuten, wird bie Benlerkung genügen, 
daß namentlich die Branntweinbrennerei als landwirthſchaftliches Neben⸗ 
gewerbe tief in die Bodenbewirthſchaftung eingreift, indem ſie eine 
Menge roher Producte in leichte Waare beſtmöglichſt verwerthet und 
an eine Hebung dieſes Gewerbezweiges der nach den in den letzten 
Jahrzehnten anderwärts in Anwendung gebrachten Verfahrungsarten 
ae mehr beim Großbetriebe rentabel iſt, bei deu beſtehenden Be⸗ 
schränkungen in Galizien nicht zu denken iſt. 

Schon in dem verſtärkten Reichsrathe wurde in richtiger Wür⸗ 
digung der Sachlage die Frage der Aufhebung der Propination ange⸗ 
regt, mit der ernſten Mahnung an die Regierung, die Inittalive hierin 


baldigft zu ergreifen. Auch venkilirte der galiziſche Landtag dieſe mit 
den ötonomiſchen Verhältniſſen dieſes Kronlandes fo innig verweble 
Angelegenheit gleich in der erſten Cadenz vom Jahre 1861, wiewohl 
nur gelegentlich und ſchüchtern. Erſt in der Sigung vom 27. März 
1866 ftellte der Abgeordnete Graf Adam Potodi, nachdem der 
Landtag bereits iu der Sitzung vom 23. Februar 1866 den Bericht 
des Landesausſckuſſez (Beilage Nr. LIV der Stenogramme) über den 
gegenſtändlichen Umfang der Propingtionsgerechtſame und namentlich 
über die Frage, inwiefern auch die ſogenannten verſüßfen geiſtigen 
Getränke (Liqueur, Noioglio u. dgl.) derſelben unterworfen ſeien, eine 
umfangreiche Denkſchrift entgegengenommen und die Propinatious⸗ 
frage im Allgemeinen behandelt hatte, den förmlichen Antrag auf ent⸗ 
geltliche Ablöſung dieſer Gerechtſame. Dieſer Antrag wurde dem 
Landezausſchuſſe zur Berichterſtattung für die nächſte Cadenz über⸗ 
wieſen. 

Inzwiſchen iſt die Competenz des Landtages zur Regelung dieſer 
Angelegenheit durch das Staalsgrundgeſetz vom 21. December 1867, 
Ir 141 R. G. Bl. § 11 lit. e und § 12 ausdrücklich aterkannt 
worden. 

Dieſer eben erwähnte Landtagsbeſchluß war das Signal zur Er⸗ 
örterung dieſer Frage, und namentlich der einzuſchlagende Ablöſungs⸗ 
modus, der Größe dez, in runder Summe auf 80 Millionen Gulden 
veranſchlagten, Eutſchädigungscapttals wegen jedenfalls der ſchwierigſte 
Punkt, bildete den Gegenſtand der lebhafteſten Differenzen. Da glaubte 
ſich nun Jedermanu für berufen milzuſprechen und ganz beſonders 
entwickelten die f Gutsbeſiger theils in den 
öffentlichen Blättern, tbeilz im Laudtagsſaale während der mächften 
Gadenz eine ungeahnte Productivität in Auffindung von Ablöſungs⸗ 
mobalttäten, Ohne ſich nun in eine Erörterung der meiſt nebelhaften 
Projecte, die gottlob nun zu den überwundenen Standpunkten gehören, 
einzulaſſen, und nur zur allgememen Charatteriſtik bielee Emaugtionen 
mag die Bemerkung genügen, daß dieſelben ſich mitunter auf Voraus: 
ſetzungen ſtügen, deuen notoriſche Thatsachen nicht entſprechen, daß 
manche Projectanten dem Lande hark an das Lotterteſpiel „gränzende 
finanzielle Operationen der gewagteſten Natur zumutheten. Durch all 
den Wuſt von Vorſchlägen und Anträgen zieht ſich aber wie eſn 
other Faden der eine dominſrende Gedanke, daß vorerſt eigentlich nur 
der dermalige Ausübungsmodus der Propmmattonsgerechtſame der Ab⸗ 
löſung zu unterziehen, das Bannrecht felbſt aber in anderer Form 
zu belaſſen ſei. Zwet Gruppen von Vorſchlagen, die da gemacht 
wurden, laſfen ſich unterſchetden; fle culmmiren in den Schlagworten 
„Ablöſung von den bisherigen Propinationsberechtigten zu Gunſten 
des Landes“ oder „der Gemeinden“, bezüglich welch' letzterer man, 
nebenbei gejagt, den alten Grundſag „benefcia non obtruduntur“ 
vergaß, und die juriſtiſche Unzuläſſigkeit, fie auf jeden Fall zur Ueber⸗ 
nahme eines ihnen vielleicht odioſen Rechtes zu zwingen, ganz über⸗ 
ſah! Offenbar waltete hier eine arge Begriffsverwirrung vor, denn 
vom volkswirthſchaftlichen Standpunkſe betrachtet, handelt es ſich doch 
nicht darum, daß dag Monopol aus der Hand der bisherigen Proping⸗ 
tionöberechtigten in die Hände eines anderen Monopoliſten, ſeien es 
mim des Kronland oder die Gemeinden, übergehe, ſondern darum, 
daß dasſelbe Überhaupt endlich aufhöre. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, welche Perſonen im Sinne der Gemeinde: &tahlorde 
nung als ſolche augeſehen werden können, die einen ſelbſtſtändigzen 
Erwerb nicht haben. 


Bel der aun 10. Jänner 1871 vorgenommenen Gemeindenus⸗ 
ſchußwahl in „ wurden im III. Wahlkstper als Außſchußmitglieder 
gewählt: Anton T. Jofeph T und Anton R. Nach der Wahl machte 
der Gemeindevorſſeher in der Bezirfshauptmannſchaft die Anzeige, 
daß dieſe nedgewählten drei Gemeindeausſchußmitglieder einen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Erwerb nicht haben, ſich bloß von der Taglöhnerarbeit 
ernähren, und daher nach 8 11 G. W. O. von der Wählbarkeit aus. 
genemmen ſeien, weßhalb der Gemeindevorſteher um Anmullirung diefer 
Wahlen bat. 
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Die Bezirkshauptmanuſchaft hat in Anbekracht, daß die drei 
Perſonen nach § 11 ad 3 G. W. O. von der Wählbarkeit ausge⸗ 
nommen find, die Wahlen derſelben in den Gemeindeausſchuß außer 
Kraft geſetzt. 

Dagegen recurrirten nun Anton T. Joseph T. und Anton R. 
an die Siatthalterei, indem fte anführten, daß fe als wahlberechtigte Ge⸗ 
meindemitglieder nach 8 10 G. W. O. auch wählbar find; daß 8 11 
G. W. O. nur die ausſchließlich vom Taglobne lebenden Per⸗ 
fonen von der Wählbarkeit ausnehme, jeder von ihnen Drei jedoch 
Eigenthümer eines Häuschens ſei, und mindeſtens 5 Strich Felder in 
Pacht habe, und jeder nur die Zeit, die ihm feine eigene Wirthſchaft 
übrig läßt, zu Taglahu⸗Erwerb verwendet. 

Nach Ausweis der Wählerliſten und den Aeußerungen des 
Gemeludevorſtaudes find die Recurrenten mit directen Steuern und 
zwar mit Grund⸗ und Housclaſſenſteuer vorgeſchrieben, Joſeph T. mit 
1 fl. 14 kr, Anton N. mit 1 fl. 8 kr. und Anton T. mit I fl. 7 kr. 
im Ganzen; alle drei beſtgen Häuschen und haben an Grundſtücken 
gepachtet: Joſeph T. 265 Ougdratklafter, Anton R. 320 Quadratflafter 
und Anton T. 135 Quadrafklafter; alle bret werden in den Geſammt⸗ 
wählerliſten ausdrücklich als Taglöhner bezeichnet und verrichten nach 
Meldung des Gemeindevorſteherd haupfſäſchluch Taglöhnerarbeiten 
in den Wäldern. n 

Die Statthalterei für Böhmen hat die Entſchetdung der Ber 
zirkahauptmannſchaft behoben und die Wahl der genannten 3 Perſonen 
zu Ausſchußmännern als rechtswirkſam anerkamit, „nachdem dlieſelben 
nach Inhalt der rechtskräftigen Wählerverzeichniſſe in der Gemeinde 
mit einem Nealbeſize ausgewieſen ſind und hievon auch eine directe 
Steuer entrichten, ſonach ihnen die Wahlberechtigung nach Maßgabe 
des § 1 ad 3 G. W. O., und die Wählbarkeit im Grunde § 10 
G. W. O., letztere ohne Rückficht anf die hier nicht zutreffende Be⸗ 
ſtimmung des $ 11 ad 3, um fo mehr zuerkannt werden müffe*), als 
eln dieſelben keiner der Ausſchließungsgründe des 8 12 G. W. O 
vorliegt“. 

Gegen dieſe Statthaltereientſchelbung haben der Gemeindevor— 
ſteher uud 2 Gemeindemitglieder in . den Miniſterialrecurs einge⸗ 
bracht, worin fie behaupteten, daß Anton T, Joſeph T. und Antou N. 
dun der Wahl nach $ 11 ad 3 G. W. O. ausgenommen find, weil 
fe einen ſebſtſtͤndigen Erwerb nicht haben und nur vom Taglohue 
leben Denn die Häuschen dieſer drei Perſonen werden von ihren 
aue 6 bis 8 Kindern beſtehenden Famkllen bewohnt, können nicht theil⸗ 
weiſe vermiethet werden und gewähren ſomit kein Einkommen, ebenſo 
können die vou ihnen gepachteken Felder die ihren Familien nöthige 
Exiſtenz nicht verſchaffen Die genannten drei Perſonen betreiben auch 
keine Gewerbe und keinen Handel und ſeien ſomit wirklich nur auf 
den Taglohn angewieſen, den ſie ſuchen. 

Das Minſterium deb Junern hat mik Eutſcheidung vom 
20. Auguſt 1871, 3. 9471 die Berufung gegen die Statthaltereie 
eutſcheidung zurückgewieſen, „well die in den Gemeindeausſchuß ge⸗ 
wählten Perſonen als Beliber von Häuschen und insbeſondere als 
Pächter vou Grundſtücken einen ſelbſtſtändigen Erwerb haben, ſomit 
nicht unter die Kategorie der im $ 11 ad 3 Gemeindewahlordnung 
erwihuten, von der Wählbarkeit ausgeuommenen Perfonen fallen“. 

Kl. 


Aenderung von Vor- (Geburts-) Namen iſt unzuläſſig. 


Dr. Aron R. iſt bei der mähriſchen Statthalterei uum die Be⸗ 
willigung eingefchritten, ſemen Vornamen „Aron“ in „Arnold“ um⸗ 
waudeln zu duͤrfen, indem er angab, daß er fett früßeſter Kindheit 
den Namen „Arold“ führte, daß ihm dieſey Name auch in zahl⸗ 
reichen amtlichen Mittheilungen beigelegt wurde; wogegen er in den 
Schnlzeugniſſen und dem Doctorsdiplome mit „Aron“ benannt ſei, 
und, da ihm aus dieſeu Differenzen in der Zukunft Machtheile er⸗ 


I 4 MO ber böhm. Gemeinde- Wahlordnung jagt: 

cee find nur diejenigen Gemeludemitglieder männlichen 
eicher, ac, wahlberechtigt ud, das 24. Lebensſahr zurückgelegt haben ꝛc“. 

Dla ſogt $ 11 

eernen von der Wihlbarkeit ſiud · 

3. Perſonen, welche eine Armenverſorgung genießen, in einem @ejinbeverhante 
W oder wie Taglohner und gewerbliche Gehilfen einen ſelbſtſtändigen Erwerb 
nicht haben“ 


wachſen kömrten, Tat er um die amtliche Namensänderung und um 
die Berichtigung der Geburtsregiſter der iergelitiſchen Gemeinde zu A. 

Der Bezirkshauptmann in W. beantragte die Willfahrung des 
Geſuches, die Statthalteref hingegen gab demſelben keine Folge, „weil 
principiell bloß eine Aenderung der Familiennamen in rückſichtswür⸗ 
digen Fällen, keineswegs aber jene von Geburtsuamen zuläſſig 
erſcheine“. 

Gegen diefe Eutſcheidung der Statthalteref recurrirte Dr. 
Arvu R. an das Miniſterium des Junern, und machte noch beſonders 
geltend, daß, wenn auch die Stgtthalterei ſich auf ein Princip berufe, 
duch hingegen kein Geſetz beſtehe, nach welchem derler Aenderungen 
unſtatthaft ſind. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcherdung vom 9. Juni 
1871, 3. 6953 der Berufung keine Folge gegeben. R. V. II. 


Die re rückſichtlich der in öffentlichen Kran⸗ 
kenhäuſern erlaufenden Verpflegskoſten für Fabriksarbeiter zu 
keiner größeren Zahlungsleiſtung verpflichtet, als der männliche 

Dienſtgeber. 

Ueber das Anfinneu bei tiroliſchen Landezausſchuſſez, daß die 
ſämmtlichen für die Arbeiter in der Spinnfabrik bei B. erlaufenen 
Spitaſsverpflegstoſten von der Fabrilsunternehmung zu zahlen ſeien, 
entſchied der Bezirkshauptmann zu B. in erſter Inſtanz, daß die Bes 
ſtimmung des § 85 der Gewerbeordnung!) nur eine Unferſtüzung 
der Arbeiter im Ange habe, daher uſcht die Sin der Fabriks⸗ 
unternehmung zur Bezahlung ſämmtlicher Spitalskoſteu der Fabriks⸗ 
arbeiter Beablthlige: es ſei daher bein Abgange eines anderen geſetz⸗ 
lichen Anhaltspunkte die Fabritsunternehmung zur Bezahlung der 
innerhalb der erſten 28 Tage von der Aufnahme der Arbeiter in das 
Spital erlaufenden Spitalskoſten verpflichtet. Nach Ablauf dieſer 
Zeit ſeien die Spitalökoſten nach Maßgabe der beſtehenden Vor⸗ 
schriften, daher bei der Armuth und Intrausportabiſſtät der Ver⸗ 
pflegten vom Landesfonde hexeinzubrhrgen. 

Ju dem dagegen au die Statthalterek gerichteten Recurſe machte 
ber Laudezausſchuß gektend, daß die Fabriksunternehmung lant obigen 
8 85 verpflichtet ſei, den Arbekter zu unterſtützeu, fo lange er krank 
oder verunglückt iſt. Es ſei nirgends gejagt, daß biefe Verpflichtung 
nur 4 Tage zu dauern habe: Das Recht des Arbeiters a Untere 
Min jet nicht derart beſchränkt, wozu würde er ſonſt ſich Ne 

Abzüge gefallen laſſen? Ob die Verpflegung im Spftale oder außer 
demſelben ſtatkfinde, ändere au der Verpflichtung des Fahriksbefitzers 
nichts. — Eine Analogle aden Dieuſtgeber im Sinne der Dienſt⸗ 
botenorduung und den Fabrkksherren beſtehe wicht: Erſterer muſſe aus 
Eigenem bezahlen, daher auch feine Verpflichtung auf 28 Tage 
beſchränkt ſei; nach $ 85 G. O. aber müſſe der Arbeiter ſelbſt Bei⸗ 
hnäge leſſten. Wenn die Unterſtützungscaſſe nicht himeiche, fo müſſe 
der Fabriksherr ans Eigenem darauſzohlen, und feine Verpflichtung 
jet auf keine Zeitdauer beſchränkt. 

Die Statthalterei gab der Berufung keine Folge, „weil der 9 85 
, O. die Fabrkisunternehmung nicht zur Bezahlung aller Kranfeu⸗ 
koſten verpflichte, ſoudern nur zur Unterſtützung; well dem Fabriks⸗ 
herrn nicht größere Verpflichtungen auferlegt werden können, als dem 
Meiſter, welcher nach der auf Grund der Miniſterjalverorduung vom 
16. Auguſt 1858, 3. 20.3 19 erlaſſeuen Statthaltereiverordnung (2. G. 
Bl. II. Ne. 62) zur Bezahlung der Verpflegsfoſten ſeines Geſellen 
oder Jungen nur für die Dauer von 4. Wochen verhalten werden 
kann“. 

Das Miniſterium des Innern hat gleichfalls unterm 15. Juli 
1871, 3. 9787 dem weiteren; Recurſe der kirollſchen Landesausſchuſſes 
au den Gründen der angefochtenen Statkhaltereientſcherdung feine 
Folge gegeben. Ra 


. 85 Set chemerbt-Orduung laukel: 

„Wenn mut Mudficht auf bie graße Zahl der Arbeiker eder die Notur ber 
Beſchäftigung eine heſonteie Vorforge für die Unterfüßung der Qhbeiter un Fällen 
der Perunglückng ober Erkrankung nälbig erſchelnt, if der Unternehmer verpflichtet, 
unter Beurageleiſtung der Arbeiter eulweder elne felbſſlanige Unterſtützungscafſe 
dieſer Art Ber feinem Elabliffeſnent zu errichten, eder einer ſchon Teftehenden beizu- 
kreten“. 
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Zur Beremsbewegung in Dellerreich. 


Am 31. December 1870 leſtanden in den im Reichsrathe verkrelenen Konig ⸗ 
reichen und Ländern 341 politiſche Vereine; woſellen theilien ſich gerate zur 
Hälfte in Liberale (170) und in Elericate (171), 

In den fehlen 9 Monaten, d. i. bis 30. September 1871, finb 148 nene poli« 
üiſche Bereine entſtanden, von benen nr 20 liberale waren; die fü rigen 128 find föge- 
nannle falhollſch-polindche Caſino v. Es eriſtſren demnach gegenwärtig im Ganzen 489 
polliſche Verelue, von deen 190 liberal, 299 klerieal finde 

Auf die einzelnen Propinzen verheilt, ergibt ſich Folgendes: 

In Wien beſtonden Ende 1870 26 politiſche Vereine und zwar 16 liberale, 
10 klerieale; dazu kamen bis 30. September 1871 brei nene Dereine (zwei liberale, 
ein Kericnler); dermalen beſſehen femit in Wien 18 liberale, 12 kleritale, mſammen 
20 politiſche Vereine 

Im ſbrigen Niederöſtereich bestanden am 31. December 1870 18 liberate, 
18 flericale, zufammen 31 pollliſche Bereine; dazu kamen bie 30. September 1871 
44 Vereine, von denen uur zwel liberal, 42 Merical find; bernialiger Stand: 17 liberale, 
58 Elerienle, zuſammen 75 poliliſche Bezeine. 

Im ganzen Lande Nieberbflerteich eriftiren ſomit 104 poliiſche Bereine, 
die ſich in 36 Ülberale und 69 Hexiente theulen, 

Oberoſterreich Ende 1870: 44 Vereine (11 liberal, 3 Herical); neu zu. 
gewachſen 4 klericnle Vereine, gegenwärtig 18 polttiſche Bereime und zwar 11 liberal 
7 llexical. 

5 Salzburg Ende 1870. 10 politiiche Vereine (1 liberaler, 9 flertenle); 
Zuwachs 2 klerleale; font dermalen 22 palſtiſche Vereſuc von denen unk 2 liberal, 

Tirol und Vorarlberg Ende 1870: 86 polltiſche Vereine, (14 liberale. 
22 exicale,) Zuwachs 8 llerſcaſe; Summe 44, davon 14 liberal, 30 Herical. 

Kärnten Eude 1870; 10 yolitiiche Vereine, (9 libergl, 10 flerical) Jmvadız 
19, davon 8 liberal, 16 Herical ; zufanunen 88 Vereine (12 liberal und 20 Herical), 

Rain Ende 18707 2 liberale Vereine; dazu kamen bis 30, September 1871 


2 Hertenle Vereine. 


Steiermart Eube 1870, 104 Vereine, (25 era, Il, actual. Bud: 
24 (ö liberal, 19 Hericaf), zusammen 128 Bereine (30 liberal, 88 Hericaf). 
Küſtenland Ende 1870: 2 Bereine (1 liberaler, 1 Hericaler) ; Zuwachs 0. 
Bohmen Ende 1870: 57 Vereine (81 lißernl, 6 klerical)j Zuwachs; 26 
(7 iberat, 19 Fevicat); Summe: 93 (68 liberal, 25 Elerica), 
Mähren Ende 1870 22 pollliſche Vereine (18 liberal, 7 Hexicat) ; Zuwachs, 
13 klerleale, Summe: 35, zerfallend in 15 liberale und 20 Mevicale Vereine, 
Schleſien (nde 1870 11 (6 liberal, 8 Hertel); dazu 2 Elericale, 
Galtzien nde 1870: 8(dliheraf, s Hericat); dazu kom 1 liberaler Verein. 
In Halmatfen und ku der Barfowina beſtehen kei ne pofttlichen Verelne. C. 


Notiz. 


(Gurgehre von der poliliſchen Ereeution im ſtenerrech tlichen 
Verfahren) An Verzehrungeſtenergeblhren können zu Gunſten eiuleg Sollbar. 
Abfindunge. Vereins ſoſche Ruckfkaude erwachſen, welche entweber 1 von Partelen zu 
bezahlen find, die den Gofibnenbfmbiingenerhiag mit unterzeichnet haben, daher ats 
Mitgeder des Solibar-Abfindungs-Vereins zu betrachten find, ober 2, von Parteien 
herrühreu, welche zwar nicht Mitglieder des Solidan-Abfludungs- Vereines durch deren 
Mituntenzeichnüng des mit ber ginanzverwaltung abgeſchloſſenen Vertrages geworden, 
kedoch mit dem Solidar-Abfindungs⸗Wekeine einen Alfindungsverlrag eingegangen 
find. (8. B. die Kleinſtecher.) — Im erfleren biefer beiden Fälle zeruht die Berpftich« 
bung zur Bezahlung der Oevühr dem Gollbar-Hbfmbungs-Bereine gegenüber auf 
Privafibereinkommen und es ist nach dem Goffammer-Deciete vom 19, Jul 4882, 
B. 28:850 [fteletmärk. Pro- Geſ-S. Bd. 14, Seile 314) ble plltiſche Behörde zur 
Einbrengung bererfiger Abfindungerückftände zu Gunſten eines Sulfdor⸗Aßfndmnge 
Vereinen weder Berufen”) noch verpflichtet — Im zweiten Balle hingegen hat das 
#1 Miniflenfiin des Junern im Vernehmen mit dem k k. Mintfterium ber Suftiz 
und der Finanzen laut hohen Finanz⸗Miniſt-Erlaſſes von 30: April 1669, 3 13.314 
(Beil. Bl. ber nied⸗öſterr. Finanz- Landes- Otrechion Nr. 4 des Jahres 1869) aus 
Anlaß eines fpesiellen Falles enlſchieden, daß die zwangsweiſe Einhebung einer hinter 
einem nicht zu benr Solibor-bfinbungsVereine gehörigen Gewerbagenoſſen an einen 
jeldjen Verein auhoftenden Verfehrungeſteuerrückftandes im Wege den polllſſchen 
Ererution vermöge der einfchlägigen Stipufatlon in derlei Solibar-Aßfiabnugener- 
ftäigen mit Hmblic auf die Beftimmungen der $$.22, 29 des Berzehrumyofteneis&ejches 


>) „Berufen“? dagegen liezen ſich doc) Bebenken erheben, denn dad eitirte 
Hoflammer-Oecrei vom Jahre 1832 jagt om Schluſſe: , wenn nichl bie Bezirke. 
abrigesſt (politiiche Behörde) um ihre Eimelrkung von den Parlejen angegangen 
wird, und fie dleſe freiwliſig eiftet — Mum. des Einſenders. 


von Sabre 1829, dann mit Nüdfidt anf $1 des Hofkommer-Decret« vom 27. Der, 
1831, 3.8860 (, Die Anwendung ber Ereufiondmittel zur Eintreibung auähaftenber 
Boll ober Berzehrungäftenergebühren kaum entweder bei den pulitifchen oder gericht: 
lichen Behörden angefucht werden“) in die Competeng der pollliſchen Behörden gehört 
und dieſe ich der biesfälligen Competeuz nicht enkſchlagen konnen. (Etlaß der k. l. 
Finanz-Landes-Divection zu Graz vom 5. Novemter 1870, 8 793/praes. 


Verordnungen. 


Circnlar⸗Veroxbnung der L. . ingug⸗Landesdirection Graz vom 7. Auguſt 1871, 
Z. 6943, an die Steneramter, beireſſend das Verfahren bei Einbeingung von 
Stenerrückſtünden durch Realexernlien und die Verrechnung der Auslagen. 


Mit Bezug anf den Abſah 10 der Vorſchrift vont 8. Suni 1971, g. 18.402 
(V. Bl. des Finanz- Mintſt. Nr. 22) *) über dat Verfahren zur Einbringung von 
Steuerrückſtänden im Wege der Reglexecullon und Verrechnung der bezüglichen 
Anlagen findet man ſich ter Mitthellung von Formulaulen fe die erforderlichen 
Eingaben umd Koſtenverzeichniſſe zu ſolgenden Erinnerungen veranlaßt: 

In den Pollen, in welchen bie Herelnbringung von Steuerrückſtänden durch 
erecutive Veräußerung des ben Steuerpflichtigen gehörigen unbeweglichen Gutes ein. 
zutreten hat und die Durchführung der zwei erſten Erecülionägrade gemäß ber Abſähe 
1 und 2 ber bezogenen Vorſchrfft durch die Stenerämter zu erwirken ift, haben dieſelben 
durch Einſſch nahme in das öffentliche Buch vor der Erwirkung des erſten Exeenliong. 
grobes ſich die Uebetzengung zu verſchaffeu, daß die betreffende Realität anch wirklich 
auf den Namen des Etenerpflichtigen eingetragen iſt. 

Sit dies nicht ber Foll, fo find bie Helen behufs der Epeenttionspurchführung 
im Sinne des Ablahes 8 ber obigen Vorschrift der hieſigen Rinaug-Procuratr unter 
fpecteffer Bemerkung dleſes Umſtandes elnzuſenden. 

Erſcheint aber die Nentittt im öffentlichen Buche auf Namen der zu erequiren: 
den Slenerpflichligen eingeltagen, fo iſt zur Erwirkung des erſten Erecultionögrades 
auf Grund bes vorſchriftsmäßig auszufertigenden Rückſtandsaueweſſes um die Ein. 
verleibung bed erecutiven Pfaudrechtes auf dag betreffende Grundhuchsobject bel dem 
contpetenten Gerichte (Kreis, Berg- oder Bezleks⸗Gerlchte) mittelſt in triplo. und bei 
mehreren Grecuten noch mit einer Rubrik für ſeden derselben, mit Ausschluß des 
erſten, zu überreichender Eingabe einzufchreiten. 

Der Mückſtandsausweis als Geſuchsbellage muß vom Steneramte als ſolchem, 
unter amtlicher Ferkigung und unter Beidrückung des Amteflegels ausgeſtellt und 
von der vorgeſeßten Bezirkahaupimonnſchaſt Seftäliget ſein, daß die noch wirklich and» 
ftänbige und ligatdicke Stenerforderung dunch die unteren (politischen) Greentlonsgrabe 
nicht eingebracht werden konnte. 

In bein mit bein Eſuverleibungsgeſuche einzureichenben Koſtenverzechnſſſe 
find die Idealſtempel, je nachdem die einzußringenben Forderungen 50 ke. ober über 
50 kr. betragen, nach dem Geſetze vom 29. Februar 1864, R. G. Bl. Nr. 20, anſzu⸗ 
rechnen, fo wie anch die übrigen nach der Gepflogenhelt bel der hieſigen Finanz Pro» 
curalur ungeſetzten eigentlichen Deſerpiten fin Berfaſſung und Abſchriften der Eins 
gaben, Rubriken und Bellagen auszuwelſen, wobet bemerkt wird, dah unter dem Ang. 
bruce Eppeditton die Auslagen für Papier, Tinte, Drndforten, Ailhagrophtrung, 
Poftporto, Siegelfa, Oblaten, Zwirn, ze, begriffen zu werden pflegen und daß bie 
Zuſtellungs⸗ und ſonſtigen gerichtlichen Gebühren ſich nach der gerichllicen Bemeſſung 
und den wirklichen baren Auslagen richten 

Bleibt nach Vollzug des ersten Epecuklonsgrades der Steuerklckſtand ganz 
oder zum Thelle unberichligk und muß zum zweiten Execullvgrade gefchritten werden, 
fo ift die Bewilligung und Bornahme, der ereenkiven Schäßung des verpfündeten 
Reales beim bezeichneten Gerichte zu envicten und biefer Eingabe das Koſtenverzeichuiß 
anzufchliehen. 

Scisftverfländtich kanne mm die erecnlise Schung erst nach Redhtshaft bes 
Pfändungsbeſcheldeg (14 Tage nach dem Buftellungstage) eingefchriften werden. 

Der diesbezüglichen Eingabe iſt der eben erwähnte ereenfive Zutabnlallongz. 
beſcheld ſammt dem mit der ereentiven Sntabulationärlaufel verſehenen Rückſtan daaus⸗ 
welſe im Originale beizulegen, 

Wird in Folge der bewilligten oder der wirklich vollgͤgenen Sutabulation oder 
Schäbung eine Zahlung geleiftet, fo iſt ber eingehende Betrag vor Allen zur Tilgung 
der Ererutlguskoſten und beſonders der bereils vorgeſchoſſenen effectiven baren Aus. 
Tagen (Zuttellunge-, Schäzungsgebiſhren ze), ſohin der Veraugszinfen und dann erſt 
der Hauptforderung zu verrechnen. 

Unterbleibt auch nach vollzogener erecutiver Schätzung die Zahlung des Steuer 
rlicſtandes, jo ft ſich weiter noch $ 4 der bezogenen Vorſchriſt zu benehmen. (GB 


J Die Finanz- vandebehöeden werben angewleſel, ber die Durchführung 
des Verfahrens bel Einbringung von Slenerrügſtänden di“ Steuerämter angemeffen 
an belehren. 
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Hat nämlich das Steneramt den vollſtändigen mik den Ererntionsbeſcheiden, dem 
Schähnngsprotakolle und Genubbuchsertvacse, dann mit dem unler Rücküchtuahnte 
anf mittlerweile geleiftete Tbeitzahlungen rectifiririen Rückſtandsauswelſe und den 
Verzeichniſſe über die bis dahin aufgelaufenen, gerichtlich Binnaer Exer bons ; 
toten inſtrufrten Erecntionnct im Wege der Bezirkohauplmannſchaft der Finanz 
Landebellötde vorzulegen. Diefe prüft Die Frage der Nolhwendigleit eder Nich! 
nothwendigkeit der Durchführung des I. Grecnlionägrabes.) 


Erlaß des k. J. Minifters für Landesvertheihigung vom 24. Juli 1871, 
J. 8167/1343 N, beireſſend die Bewilligung der Gendormerte⸗Aſſiſtenz an 
Gemeinden bei Kirchwehſeſten, Markten, Tonzutufifen und anderen Unterhaltungen. 

Ich babe mir die Uebeczengung verschafft, daß die meiften Wiberſetzlichkeitel 
gegen die Gendarmerie als Sicherheitgwwache einerſeſls und der hänjigſte Waffen 
gebrauch von Seile der Gendarmerie andererſelts in jenen Fällen vorkommen, wo die 
Genbarmerie von den Gemeindeborſtehern als Affiſtenz bei Kirchweihſeſten, Tauz⸗ 
muſiken und andern localen Feſerlichkeſten regulrirt wird. 

Es ift dieg eine in der Natur der Sache gelegene Erfcheinnng, weil derlei 
Füge zu Exceſſen leicht Gelegenheit bieten, 

Dieſen Uebelftänden kaun dadurch kheilweſſe begegnet werden, daß von Seite 
der politiſchen Behörden die zur Bewilligung solcher Unterhallungen berechtigten Ge⸗ 
meindevorſteher auch für die Nufrechthaltung der Ruhe und Ordnung mit den eigenen 
Ghemelndemitteln verantwortlich gemacht werden und eine Gendarmerieaſſiſtenz 
min in gung befonderen Fällen, daun aber wenigftens in der Stirke von zwei Gen. 
darmen bewilliget wich 

In ſolchen Fällen hat ſich die Gendarmerſe- Aſſiſtenz niemals im Beluſtigungs⸗ 
lergle, ſondern in der Gemeindekanzlei ober beim Gemeinbevorfteher aufzuhalten und 
mur Bann, aber ſelbſtſtändig eluzufcheeiten, wenn dle öffentliche Ruhe und Ordnung 
bebrohl erscheint oder dle Pollzek. Organe der Gemeinde zur Bewälligung ber Unruhe. 
ſtifter nicht mehr ansreichen. 

Zu ſolchen Aſſiſtenzleiſtungen ſind womöglich uur länger gebienfe und erfahrene 
Gendarmen zu commandiren, in welcher Beziehung die entſprechende Welſung an bad 
Bandes. Gendarmerle-Commands ergeht. 


Perſonalien. 


Seine Maſeſtät hoben dle Errichtung, eine Honvrarconfnlated in Manlla 
auf ben Denen nen genehmiget und den Handelsmann Julius Spanier zune ur: 
beſoldeten Conſul daſeſöſt ernannt, 

Seine Majeſtät haben dem A. Richard Schröder die Annahme des ihm 
verliehenen Poſteus eines Conſule der Vereinigten Staaten von Venezuela Für 
Trleſt qeftaktet, 

Seine Mojeſtat haben dem Bürge rmeif 
goldene Berbienftlreng mit der Krone verliehen. 

Seine Maleſtat hoben dem erſten Hanzarzte und Ordinartus der e 
nischen Akademie Dr. Andreas Pleniger tarfıeı den Titel einen kaiſerl. Rathes 
verliehen. 
Seine Mojeftät haben den derzeit in Jafſy angeſtellten Consul. Oscar 
Montlong zum Gerenten des k. und k. Generaleonſulates in Ruſlechuk unter 
gleichzeitiger taxfreſer Verleihung des Titels und Charallers eineg Generalconſuls 
an benfelben, und den bieher mit der Gerenz bed k. und k. Gonfalotes in Suez be. 
traten Gonſul Rudolph File Edlen v. Witting hanſen zum Conſul in Joſſy 
ernannt. 

Seine Majeftät gaben dem galizischen Stalthaltereinalhe Anton Michael 
Mrapfnec leg old Ritfer der eifernen Krane III. El. den Rikterſtand verllehen. 

Seine Majefttt haben den Srerönrzte und ſaiſerl, Mathe Or. Franz 
Schreiter in Leſtmeritz bel beffen Penftontrung das Rilterkreuz des Franz⸗ o 
ſeph- Ordens verliehen. 

Seine Maſeſtäl haben den Zugenien und Prihalborenlen am Stultgarter 
Polytechntenn Edmund Autenrreth zum orbentl, Profeſſor für Brückenbalt am 
kechuſſchen Inſtttute in Brünn ernannt. 

Seine Maſeſtät haben dem k. und k. Conſul in Conſtantinopel und Con 
werzkonzleiditector bei der bocligen Botjehaft Joseph Niiter u. Schwegel den 
Titel und Charakter eines Generalconſals larftei verliehen. 


r in Hohenfurt ronz Meisl das 


Erledigungen. 


Bergrathöftelte, zugleich Vorſtandaftellvertreter bei der Bergbireclion zu Pri. 
bram mil 1800 fl. Gehalt und Natnralquarlier, bis Ende Sekeßer (Amfablalt 
Nr. 296. 
Gag Bergarztesſtelle bei dem Prlbramer Hauptwerke mit 1100 fl. und Reiſe⸗ 
pauſchale von 700 fl, bis 24. Oclober. (Amtsbl. Nr 2970 > 

Emnehmersſteſle Bei dem Nebenzollomte II. Cl. zu Platerſchiffl mit 500 fl 
Gehalt, Ratimalguartter eventuell 10perc. Ouartiergelde gegen Caution, bis 25. Ott. 
(Amtsbl. Nr. 239) 

Bezirke hauprwannsſtelle I. Sl. im Berwaltungögebiete der n. b. Stakthalteret 
mit 2000 fl. Gehalt eventnell 1800 fl. bis 15 October (Amtsbl. Nr. 239). 

Bezirksfecretärsſteſle bei ber Bezirksbauplmannſchaft in Rohrbach mit 700 fl. 
eventuell 600 fl. bis 15, Oclober (Amtabl. Nr. 240) 


Druck der k Wiener Zeitung. 


Für den Druck veranfworklich C. Pifteri. 


